
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein
BGHR: ja

DDR:ZGB §§ 60 ff, 66, 297; GVG § 17 a Abs, 5; BGB §§ 117,
242 C, 313 Satz 2; VermG § 1 Abs. 3

a) Das Revisionsgericht ist durch § 17 a Abs. 5 GVG 
nicht an der Prüfung der Zulässigkeit des Rechtswegs 
gehindert, wenn das Berufungsgericht diese Frage ver­
neint und die Klage deshalb abgewiesen hat.

b) Haben die Parteien zur legalen Ausreise aus der ehern.
DDR zum Schein einen Grundstücks-/Eigenheixnkaufvertrag 
beurkunden lassen, dem Erwerber aber nur die Stellung 
eines Treuhänders einräumen wollen, so ist dieser nicht 
Eigentümer geworden; nach dem Beitritt besteht kein Be­
dürfnis, dem formnichtigen Treuhandvertrag (nach § 242 
oder dem Rechtsgedanken des § 313 Satz 2 BGB) Bestands­
schutz zu verleihen, denn die Parteien haben den mit dem 
verdeckten Geschäft verfolgten Zweck im Ergebnis er­
reicht.

c) Das Vermögensgesetz schließt zivilrechtliche Ansprüche 
nicht aus, die darauf zurückzuführen sind, daß die Par­
teien zur legalen Ausreise aus der ehern. DDR einen 
Grundstücks-/Eigenheimkaufvertrag beurkunden ließen, dem 
Erwerber aber nur die Stellung eines Treuhänders einräu­
men wollten.

BGH, Urt. v. 19. März 1993 - V ZR 247/91 - BezG Chemnitz
KreisG Chemnitz
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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 19. März 1993 durch die 
Richter Dr. Vogt* Dr. Lambert-Lang, Dr. Wenzel, Tropf 
und Schneider

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Kläger wird das Urteil 
des 2. Zivilsenats des Bezirksgerichts Chemnitz 
vom 30. September 1991 aufgehoben.

Auf die Berufung der Kläger wird das Urteil der 
Kammer für Zivilrecht des Kreisgerichts der Stadt 
Chemnitz - Außenstelle I - vom 13. Juni 1991 abge­
ändert:

Es wird festgestellt, daß der am 18. November 1982
zwischen den Parteien abgeschlossene notarielle 
Kaufvertrag über das Eigenheim in Chemnitz,
B. -K. -W. , Blatt des Eigenheim­
grundbuches von R. , nichtig ist.

Der Beklagte wird verurteilt, den Klägern das 
Eigenheim in Chemnitz, B. -K. -W.
Blatt des Eigenheimgrundbuches von R.

, herauszugeben.

Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Tatbestand

Die Kläger sind die Eltern des Beklagten, Im Hinblick 
auf eine beabsichtigte Übersiedlung in die Bundesrepublik 
schlossen sie am 18, November 1982 mit dem Beklagten einen 
notariellen Kaufvertrag über ihr auf einem volkseigenen 
Grundstück errichtetes Eigenheim. Der Kaufpreis von 
5.014,60 M sollte danach durch Übernahme einer privaten, 
noch mit 1.414,60 M valutierenden und durch Teilübernahme 
einer für eine Steuerverbindlichkeit des Klägers eingetrage­
nen weiteren Hypothekenschuld getilgt werden. Vorweg, näm­
lich am 14. November 1982, hatten die Parteien eine privat­
schriftliche Vereinbarung mit folgendem Inhalt geschlossen:

"1. Das Haus meiner (seil, des Beklagten) Eltern
... wurde nur aus dem Grund notariell auf meinen 
Namen überschrieben, damit ich mit meiner Frau D. 
und den Kindern D. und M, problemlos einziehen 
und es bewohnen kann.
Weiterhin bei Ablehnung der Reise - Übersiedlung 
in die BRD - sowie auch aus anderen Gründen stelle 
ich auf Wunsch meiner Eltern zu jeder Zeit Antrag 
auf notarielle Wiederumschreibung des Hauses auf 
den Namen meiner Eltern.

2. Trotz notarieller Umschreibung auf meinen Namen 
bleiben meine Eitern die uneingeschränkten Eigen­
tümer.

3. Über einen evtl. Eigentumswechsel sowie Vermie­tungen, Verpachtungen o.ä., auch teilweise, ent­
scheiden einzig und allein meine Eltern.

4. Ich übe lediglich die Funktion eines Verwalters 
mit Wohn- und Nutzungsrecht aus und verpflichte 
mich, den ganzen Komplex in bestem Zustand zu er­
halten.
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5. Nach dem Ableben meiner Eltern ist deren Testament 
zu entnehmen» wie und in welcher Form die Eigen­
tumsverhältnisse ... geregelt werden sollen. Die­
ser letzte Wille meiner Eltern ist in jedem Fall 
bindend für mich.

7. Ich zahle eine monatliche Miete von M 75, Von 
dieser Miete zahle ich die jährliche Grundstücks­
steuer von M 109,80. Die Tilgungszinsen für noch
M 1.414,00 (Stand 22,10.82) jährlich mit 304,00 M, 
die nach ca. 4 Jahren abgegolten sind
an staatliche Versicherung, für Feuer- Elementar­
ereignisse - Sturm- u. Leitungswasserschäden jähr­
lich 22,70 M.
Der Rest des Geldes verbleibt meinen Eltern. 
Aufgrund der Billigmiete werden notwendige Repara­
turkosten von L. (Beklagter) getragen.

8. Die Bezahlung der Kaufpreisschuld lt. Kaufvertrag 
mit dem Staatlichen Notar mit 5.014,60 M an meine 
Eltern ist mit dieser Vereinbarung gegenstandslos.
Diese Vereinbarung vom 14.11.1982 allein hat Gül­
tigkeit für die Vertragsbeziehungen zwischen mir
und meinen Eltern.
Der Vertrag über das Staatliche Notariat vom 
18.11.1982 (ist) eine hierfür erforderliche Forma­
lität seitens der Behörde für das Zustandekommen 
der Vereinbarung vom 14.11.1982."

Nach Vorliegen der Löschungsbewilligung für die Steu­
erschuld im Jahre 1983 wurde der notarielle Kaufvertrag 
staatlich genehmigt. Der Beklagte wurde anschließend als 
Eigentümer in das Eigenheimgrundbuch eingetragen.

Aufgrund eines 1983 gestellten Antrags verließen die 
Kläger legal die DDR.
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Am 5. Februar 1984 Unterzeichneten die Parteien einen 
privatschriftlichen Erbvertrag, wonach nach dem Tode des 
Beklagten das Einfamilienhaus, "welches ich (Beklagter) 
aufgrund der Vereinbarung vom 14. November 1982 zur Verwal­
tung und Nutzung mit meiner Familie von meinen Eltern über­
nommen habe", an die Kläger "notariell wieder umgeschrie­
ben" werden sollte. Zusätzlich errichtete der Beklagte un­
ter demselben Datum ein inhaltsgleiches Testament. Am 
15. Februar 1990 beauftragte der Beklagte den Kläger im 
Hinblick auf einen bevorstehenden Umzug mit "der weiteren 
Betreuung, Bewohnen u. evtl. Verkauf ... des von meinen El­
tern zur Verwaltung u. Bewohnen 1983 übernommenen Eigen­
tumshaus (es )" . In dem Schriftstück heißt es weiter:

"Zwischen meinen Eltern und mir besteht seit ihrer 
Umsiedlung 1983 in die BRD über die weitere Verwen­
dung des Hauses ein ausführlicher Vertrag u. andere 
Verpflichtungen. Mein Vater ist auch hiermit ermäch­
tigt, die hierfür notwendigen Schritte betr. der 
evtl. Wiederumschreibung beim Staatlichen Notariat 
... zu erledigen und den Erlös auf je ein Konto meiner 
Eltern einzuzahlen."

Die Kläger haben Antrag auf Rückübertragung des Eigen­
tums nach dem Vermögensgesetz gestellt. Über den Antrag ist 
noch nicht entschieden.

Im Rechtsstreit haben die Kläger beantragt, festzu­
stellen, daß der notarielle Kaufvertrag vom 18. November 
1982 nichtig sei, sowie den Beklagten zu verurteilen, ihnen 
den ungehinderten Zugang zu dem Eigenheim zu gestatten und 
dieses an sie herauszugeben. Hilfsweise haben sie die 
Rückübertragung des Eigentums verlangt.
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Das Kreisgericht hat die Klage aus Gründen des sachli­
chen Rechts, das Bezirksgericht wegen Unzulässigkeit des 
Rechtswegs ahgewiesen.

Mit der Revision verfolgen die Kläger ihr Begehren 
fort. Der Beklagte beantragt die Zurückweisung des 
Rechtsmittels.

Entscheidungsgründe

I.

1. Das Berufungsgericht ist der Auffassung, das Vermö­
gensgesetz schließe für die Ansprüche der Kläger den 
Rechtsweg zu den Zivilgerichten aus. Der Prüfung dieser 
Frage sei es nicht im Hinblick auf § 17 a Abs. 5 GVG entho­
ben. Diese Vorschrift sei einschränkend dahin auszulegen, 
daß sie eine bestandskräftige Vorabentscheidung der Vorin­
stanz nach § 17 a Abs. 3 GVG voraussetze.

2, Dies hat rechtlich keinen Bestand.

a) Eine Überprüfung der Auffassung des Berufungsge­
richts ist in der Revisionsinstanz nicht durch Art. 17 a 
Abs. 5 GVG ausgeschlossen. Nach dieser Vorschrift sieht das 
Gericht, das über ein Rechtsmittel gegen eine Entscheidung
in der Hauptsache befindet, von der Prüfung ab, ob der zu 
ihm beschrittene Rechtsweg zulässig ist. Eine Entscheidung
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in der Hauptsache in diesem Sinne kann eine Entscheidung 
über die Begründetheit des erhobenen Anspruchs wie auch ein 
klagabweisendes Verfahrensurteil sein; im letzten Falle 
liegt eine Entscheidung zur Hauptsache vor, wenn das Ge­
richt zwar die Zulässigkeit des Rechtswegs bejaht, aber das 
Vorhandensein einer anderen Sachurteilsvoraussetzung ver­
neint hat (vgl. BGH, Beschl. v. 23. September 1992,
I ZB 3/92, BGHZ 119, 244 = NJW 1993, 470; Beschl. v.
25. Februar 1993, III ZR 9/92, zur Veröffentlichung be­
stimmt) .

Eine Klageabweisung wegen Unzulässigkeit des Rechts­
wegs ist nach § 17 a Abs. 2 und 3 GVG an sich nicht vorge­
sehen. Hält das Gericht - regelmäßig die 1. Instanz (vgl. 
BGHZ 114, 1, 3 ff) - den zu ihm beschrittenen Rechtsweg
nicht für gegeben, spricht es dies durch Beschluß aus und 
verweist die Sache an das zuständige Gericht des zulässigen 
Rechtswegs. Kommt es gleichwohl zu einem klageabweisenden 
Urteil (zur Zulässigkeit der Klageabweisung in einem Aus­
nahmefall vgl. Senatsbeschl. v. 19. November 1992,
V ZB 37/92, NJW 1993, 332, 333; zur Veröffentlichung in 
BGHZ bestimmt), so ist die Entscheidung nicht zur Hauptsa­
che im Sinne des § 17 a Abs. 5 GVG ergangen. Ihr Gegenstand 
beschränkt sich auf die Verneinung der Zulässigkeit des 
Rechtswegs für den erhobenen Anspruch, zu einer weiteren 
(sachlich-rechtlichen oder verfahrensrechtlichen) Sachfra­
ge, der Hauptsache, nimmt sie nicht mehr Stellung. Das An­
liegen des § 17 a Abs. 5 GVG, die vorweg erledigte Rechts­
wegfrage im Rechtsmittelzug aus dem streit der Parteien zu 
halten, trifft auf diesen Fall nicht zu. Gegenstand des 
Rechtsmittelangriffs ist vielmehr notwendigerweise die Ver-
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neinung des beschrittenen Rechtswegs selbst. Träte in die­
sem Punkt eine Bindung des Rechtsmittelgerichts ein, ginge 
das Rechtsmittel ins Leere.

b) Zu Unrecht meint das Berufungsgericht, an die Beja­
hung des Rechtswegs durch das Urteil des Kreisgerichts 
nicht nach § 17 a Abs. 5 GVG gebunden zu sein. Im ersten 
Rechtszug war die Zulässigkeit des Rechtswegs zu den Zivil­
gerichten von dem Beklagten nicht gerügt worden. Das Kreis­
gericht war mithin nicht nach § 17 a Abs. 3 Satz 2 GVG ge­
halten, über diese Frage vorab durch Beschluß zu entschei­
den. Es konnte vielmehr, wenn es den Rechtsweg, wie hier, 
bejahte, dies in den Gründen des instanzabschließenden Ur­
teils aussprechen {§ 17 a Abs. 3 Satz 1 GVG). An diese Ent­
scheidung sind die weiteren Instanzen nach § 17 a Abs. 5 
GVG gebunden. Daß das Kreisgericht sich mit der Rechtsweg­
frage nicht ausdrücklich befaßt, sondern sie in den Ent­
scheidungsgründen nur konkludent bejaht hat, führt, entge­
gen der Auffassung des Berufungsgerichts, nicht zu einer 
Erweiterung der Prüfungskompetenz in der Rechtsmittelin­
stanz. Ob, worauf das Berufungsurteil wohl abhebt, die Ge­
fahr einer Fehlsamkeit der getroffenen Entscheidung unter 
solchen Umständen erhöht ist, bleibt aus der Sicht des 
§ 17 a Abs. 3 und 5 GVG ohne Bedeutung. Der Gesetzgeber 
hat, wenn der Beklagte die Zulässigkeit des Rechtswegs 
nicht gerügt hat, die mögliche Unrichtigkeit des diese Fra­
ge bejahenden Urteils im Interesse der Vorverlagerung des 
Rechtswegestreits in die erste Instanz hingenommen (vgl. 
MünchKomm-ZPO/Wolf, 1992, § 17 a GVG Rdn. 11; Baumbach/ 
Lauterbach/Albers, ZPO, 51. Aufl., § 17 a GVG Rdn. 11, 15).
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Das Berufungsurteil kann mithin nicht aufrechterhalten 
bleiben.

II.

Von einer Zurückverweisung der Sache kann abgesehen 
werden, da der Rechtsstreit zur Endentscheidung reif ist
{§ 565 Abs. 3 Nr. 1 ZPO).

Die Klage ist begründet.

1. a) Der notarielle Kaufvertrag der Parteien vom 
18. November 1982 ist nach dem gemäß nach Art. 232, § 1 
EGBGB für seine Wirksamkeit maßgeblichen Recht der ehemali­
gen DDR nichtig. Die Parteien haben, wie sich aus ihrer 
privatschriftlichen Vereinbarung vom 14. November 1992 er­
gibt, keinen Kaufvertrag über das Eigenheim schließen wol­
len. Beiderseits gewollt war vielmehr ein treuhänderisches 
Rechtsverhältnis, das den Klägern die wirtschaftlichen Be­
fugnisse eines Eigentümers belassen (Ziffern 2, 3, 4, 5) 
und diese zugleich berechtigen sollte, jederzeit auch die 
Wiedereinräumung der sachenrechtlichen Stellung als Eigen­
tümer zu verlangen (Ziff. 1). Das Recht, durch das Verlan­
gen auf Rückübertragung des Eigentums jederzeit das Treu­
handverhältnis zu beenden, sollte, wie es in Ziff. 1 der 
Vereinbarung ausdrücklich festgelegt ist, nicht nur für den 
Fall bestehen, daß die geplante Übersiedlung der Kläger in 
die Bundesrepublik scheiterte, es sollte vielmehr auch "aus 
anderen Gründen" ausgeübt werden können. Auch wenn es, wie 
in der Folge tatsächlich geschehen, zur dauernden Ausreise
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der Kläger aus der DDR kommen würde, sollte der Kaufvertrag 
keine Verbindlichkeit haben. Dies ist in Ziff. 8 nochmals 
ausdrücklich klargestellt, wonach die "Vereinbarung vom 
14. November 1982 allein" die Vertragsbeziehungen der Par­
teien regeln sollte. Die Bereitschaft des Beklagten, sich 
in den nach der Übersiedlung der Kläger erfolgten Verfügun­
gen von Todes wegen und in dem Auftrag vom 15. Februar 1990 
als "Verwalter" des Eigentums zu bezeichnen, bestätigt 
dies. Zur eigenen Feststellung des Parteiwillens ist der 
Senat in der Lage, da weitere tatsächliche Aufklärung nicht 
mehr zu erwarten ist (BGHZ 65, 107, 112).

Der mithin nur zum Schein abgeschlossene Kaufvertrag 
vom 18. November 1982 war nichtig. Zwar enthielt das Zivil- 
recht der DDR keine dem § 117 BGB, der diese Rechtsfolge 
ausdrücklich festlegt, entsprechende Bestimmung. Die mit 
Kenntnis der anderen Seite nur zum Schein abgegebenen Wil­
lenserklärungen wurden aber nach den allgemeinen Vorschrif­
ten über das Zustandekommen von Verträgen (§§ 60 ff ZGB), 
die an den beiderseitigen Rechtsfolgewillen anknüpften, als 
unwirksam angesehen (Kollektivlehrbuch zum Zivilrecht,
1981, Teil 1, S. 206 m.w.N.).

b) Der Anspruch auf Herausgabe des Eigentums ist nach 
Art. 233 § 2 EGBGB, § 985 BGB i.V.m. Art. 233 § 4 Abs. 1 
EGBGB, wonach auf das Gebäudeeigentum des Zivilgesetzbuches 
(mit hier nicht interessierenden Ausnahmen) die Vorschrif­
ten des Bürgerlichen Gesetzbuches anzuwenden sind, begrün­
det. Der Beklagte ist nicht Eigentümer geworden, denn das 
durch den Scheinkauf verdeckte Geschäft, die beiderseits 
gewollte Treuhandvereinbarung, war wegen Nichteinhaltung
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der in § 297 Abs. 1 ZGB vorgeschriebenen Beurkundungsform 
gemäß § 66 Abs. 2 ZGB nichtig. Nach § 297 Abs. 1 ZGB be­
durften Verträge, durch die das Eigentum an Grundstücken 
oder auch das Gebäudeeigentum (Kollektivkommentar zum ZGB, 
2. Auf1., § 289 Anm. 1) übertragen werden sollten, der no­
tariellen Beurkundung. Der Treuhandvertrag hatte die Über­
tragung des Gebäudeeigentums auf den Beklagten zum Inhalt. 
Nach seinem Wortlaut schloß er zwar an die bevorstehende 
"notarielle Umschreibung" (Ziffer 1) an. Diese konnte aber, 
da der Kaufvertrag nur zum Schein abgeschlossen werden 
sollte, auch nicht zum Eigentumswechsel führen; denn dem 
Recht der DDR war die Trennung des Verpflichtungsgeschäfts 
von seinem dinglichen Vollzug fremd (§§ 25, 26 ZGB; vgl. 
Senatsurt. v. 12. November 1992, V ZR 230/91, WM 1993, 26, 
28; zur Veröffentlichung in BGHZ bestimmt). Ihren Willen, 
den Eigentumsübergang durch den Treuhandvertrag herbeizu­
führen, haben die Parteien überdies dadurch klargestellt, 
daß sie das notarielle Geschäft als "Formalität" bezeichnet 
haben (Ziffer 8). Die Unwirksamkeit des Treuhandvertrags 
verhinderte den Eigentumserwerb durch den Beklagten. Eine 
Heilung des Formfehlers durch Vollzug der Eigentumsübertra­
gung im Grundbuch, wie sie das Bürgerliche Gesetzbuch in 
§ 313 Satz 2 vorsieht, war nach dem Zivilrecht der DDR 
nicht möglich.

Der Streitfall gibt keinen Anlaß, die Frage zu ent­
scheiden, inwieweit einem verdeckten Rechtsgeschäft, das 
die Beteiligten im Hinblick auf die damaligen Verhältnisse 
in der DDR nicht offenlegen konnten (z.B. Beurkundung einer 
Schenkung statt des gewollten Kaufs, um der Preiskontrolle 
oder anderen staatlichen Eingriffen zu entgehen), unter dem
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Gesichtspunkt von Treu und Glauben oder dem, § 313 Satz 2 
BGB zugrundeliegenden Gedanken der Verfestigung des Ge­
schäfts durch Erfüllung, Bestandsschutz zu geben ist. Die 
hier eingetretene Nichtigkeit der Eigentumsübertragung ver­
trägt sich nach der durch den Beitritt herbeigeführten Ver­
änderung der Verhältnisse mit dem von der Treuhandabrede 
verfolgten Zweck. Wäre der Treuhandvertrag gültig, könnte 
der Kläger die Zurückübertragung des Eigentums verlangen. 
Die Erfüllung dieses Anspruchs nimmt die Nichtigkeit des 
Geschäfts im Ergebnis vorweg.

Ein Recht zum einstweiligen Besitz nach dem durch 
Art. 233 S 2 a EGBGB geschaffenen Moratorium steht dem Be­
klagten nicht zu; insbesondere scheidet bereits im Hinblick 
auf den treuhänderischen Charakter des gewollten Geschäfts 
der Tatbestand des § 2 Abs. 1 Satz 1, Buchst, d {Gebäude­
kauf) aus. Gegenansprüche, die, soweit sie vor dem Beitritt 
entstanden sind, im Rahmen des § 356 ZGB, im übrigen nach 
§§ 987 ff BGB zu berücksichtigen wären, hat der Beklagte 
nicht schlüssig vorgebracht. Er ist deshalb uneingeschränkt 
zur Herausgabe zu verurteilen. Dem Antrag auf Gewährung des 
ungehinderten Zutritts zu dem Eigenheim kommt demgegenüber 
keine eigenständige Bedeutung zu.

2. Die Ansprüche der Kläger sind nicht durch das Ver­
mögensgesetz verdrängt.

Nach der Rechtsprechung des Senats ist die Zivilrecht- 
liehe Anfechtung eines Grundstückskaufvertrags, den der Ei­
gentümer auf Druck staatlicher Stellen zu dem Zweck ge­
schlossen hat, die Genehmigung zur Ausreise aus der ehern.



DDR zu erhalten, durch das Vermögensgesetz ausgeschlossen 
(Urt. V. 3. April 1992, V ZR 83/91, BGHZ 118, 34; NJW 1992, 
1757). Das Berufungsgericht hat festgestellt, daß die Par­
teien den Scheinverkauf und das verdeckte Geschäft zu dem 
Zweck abgeschlossen haben, dem bei der anschließenden Stel­
lung des Ausreiseantrags erwarteten Zwang zur Veräußerung 
des Grundbesitzes zuvorzukommen. Wenn der unter diesen Um­
ständen erfolgte Erwerb, entgegen der Auffassung der Revi­
sion, die eine konkrete Veräußerungsauflage für erforder­
lich hält, den Restitutionstatbestand des § 1 Abs. 3 VermG 
erfüllt, kann die Ausschlußwirkung des Vermögensgesetzes 
nicht bereits deshalb von der Hand gewiesen werden, weil 
die Kläger von dem Behelf der Vertragsanfechtung keinen Ge­
brauch gemacht haben. § 1 Abs. 3 VermG beschreibt nämlich 
nach den Gründen der Senatsentscheidung einen besonderen 
restitutionsrechtlichen Unrechtstatbestand, dessen Gel­
tungsbereich und Ausschlußwirkung von der zivilrechtlichen 
Zuordnung des Vermögenswertes überhaupt unabhängig ist; die 
Ausschlußwirkung erfaßt mithin auch Fälle, in denen die zi­
vilrechtliche Unwirksamkeit des Erwerbs auf anderen Gründen 
als der Anfechtung beruht. Andererseits hat der Senat in 
zwei weiteren Entscheidungen (Urt. und Beschl. v. 12. No­
vember 1992, V ZR 230/91 und V ZB 22/92, WM 1993, 26 und 
30; jeweils zur Veröffentlichung in BGHZ bestimmt) ausge­
sprochen, daß die Berufung auf einen zusätzlichen zivil- 
rechtlichen Mangel, der bereits nach dem Recht der DDR zur 
Unwirksamkeit des Erwerbs geführt hatte (Auftreten einer 
unzuständigen Stelle als staatlicher Treuhänder; Beurkun­
dungsmangel) , durch das Vermögensgesetz nicht verhindert 
wird. Der Abschluß des Kaufvertrags nur zum Schein und die 
Unterlassung der Beurkundung des wirklich Gewollten sind
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Mängel, die zu den zivilrechtlichen Auswirkungen des staat­
lichen Drucks hinzugetreten sind und nach der Gesetzeslage 
der DDR die Nichtigkeitsfolge nach sich zogen. Im Gegensatz 
zur Anfechtbarkeit wegen des Drucks zum Verkauf stand der 
Geltendmachung dieser Mängel auch kein staatliches Interes­
se entgegen. Andererseits kann gerade der Umstand, daß ein 
zusätzlicher zivilrechtlicher Mangel auf den Versuch der 
Beteiligten zurückzuführen ist, die Folgen des staatlichen 
Druckes zu umgehen oder sie - etwa bei der Beurkundung ei­
ner Schenkung statt des gewollten Kaufs - zu mildern, Anlaß 
geben, den Streit um die Folgen dieses Mangels allein dem 
Restitutionsverfahren zuzuweisen.

Der Senat hat diese Frage noch nicht entschieden; sie 
braucht auch hier nicht abschließend beantwortet zu werden. 
Das verdeckte Treuhandgeschäft der Parteien hatte den Sinn, 
einen Vermögenserwerb des Beklagten, der über die formelle 
Stellung als Eigentümer an dem Gebäude hinausging, zu ver­
hindern. Ein Wille des Beklagten, den Vermögenswert als ei­
genen zu behalten, war nicht gegeben. Ein solcher Fall 
liegt außerhalb des Zweckes, der die Ausschlußwirkung des 
Vermögensgesetzes erst rechtfertigt. Dieser besteht darin, 
zu verhindern, daß der im Vermögensgesetz vorgesehene 
Schutz des redlichen Erwerbs (§ 4 Abs. 2 und 3 VermG) durch 
einen allgemeinen, die Besonderheiten des Teilungsunrechts 
unberücksichtigt lassenden Rechtsbehelf unterlaufen wird 
(Senatsurt. v. 3. April 1992 aaO; v. 19. Februar 1993,
V ZR 269/91, zur Veröffentlichung in BGHZ bestimmt). Das 
Verbleiben des Vermögenswertes bei den Klägern nach den Re­
geln des Zivilrechts entspricht dagegen der Lösung, die die 
Parteien im Interesse der Abwehr des Teilungsunrechts, dem
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sie bei Abschluß der Geschäfte ausgesetzt waren, 
haben.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO.

Vogt Lambert-Lang
Tropf Schneider

angestrebt

Wenzel
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